
Arbeitsdisziplin und ihrer Entwicklung im letzten Ar­
beitsrechtsverhältnis hätten substantiierter dargestellt 
werden können. Das Urteil läßt hinsichtlich der von 
einer Schiedskommission behandelten „Krankenschein­
fälschung“ der Angeklagten S. offen, ob damit bereits 
ein' Betrugsversuch verbunden war. Wäre das der Fall, 
dann läge bei dieser Angeklagten ja ohnehin gar keine 
erstmalige Eigentumsverfehlung vor! Es wäre dann 
auch aus diesem Grunde eine Verfehlung zu verneinen 
gewesen. Verjährt war die Verfälschung des Kranken­
scheines zum Zeitpunkt der erneuten Gesetzesverlet­
zung noch nicht (§ 51 SchKO). Wenn die „Kranken­
scheinfälschung“ der Vorbereitung einer Eigentums­
verfehlung diente, war dieser Umstand bei der Bewer­
tung der Schuld und der Persönlichkeit zu berücksich­
tigen.
Abschließend ist darauf hinzuweisen, daß ein Gericht 
nach Eröffnung des Hauptverfahrens zum Freispruch 
(§ 244 StPO) kommen muß, wenn es erst in der Haupt­
verhandlung zu der Auffassung gelangt, daß die Hand­
lung, wegen der Anklage erhoben wurde, keine Straf­
tat, sondern eine Verfehlung darstellt. In diesen Fäl­
len kann die Deutsche Volkspolizei eine polizeiliche 
Strafverfügung erlassen oder die Sache einem gesell­
schaftlichen Gericht zur Beratung und Entscheidung 
übergeben (§2 Abs. 2 und 3 VerfehlungsVO). Das glei­
che trifft zu, wenn aus demselben Grunde die Eröff­
nung des Hatiptverfahrens rechtskräftig abgelehnt 
worden ist.

Horst P e c k e r m a n n ,
Richter am Obersten Gericht

§54 StGB.
Der Entzug der Fahrerlaubnis ist nicht nur zulässig, 
wenn der Täter seine Sorgfaltspflichten als Fahrzeug­
führer verletzt hat. Er kann vielmehr bei allen Straf­
taten ausgesprochen werden, sofern zwischen der 
Straftat und dem Führen des Fahrzeugs ein Zusam­
menhang besteht.
BG Suhl, Urt. vom 6. Februar 1969 — 3 BSB 2/69.

Das Kreisgericht hat den Angeklagten wegen mehr­
fachen sexuellen Mißbrauchs von Kindern — Vergehen 
gemäß § 148 Abs. 1 StGB, § 63 Abs. 2 StGB - zu einer 
Freiheitsstrafe von einem Jahr verurteilt. Im übrigen 
erfolgte Freispruch.
Gegen dieses Urteil richtet sich der Protest des Staats­
anwalts insoweit, als die Strafkammer seinem Antrag 
auf Ausspruch des Entzugs der Fahrerlaubnis nicht 
gefolgt ist. Er hatte keinen Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht hat den Sachverhalt umfassend fest­
gestellt und zutreffend rechtlich gewürdigt. Der Ent­
zug der Fahrerlaubnis war danach nicht notwendig 
(wird ausgeführt).

Soweit der Protest jedoch die unrichtige Begründung 
der Ablehnung dieser Zusatzstrafe rügt, schließt sich 
der Senat der Ansicht des Staatsanwalts an.
Die Auffassung des Kreisgerichts, daß der Entzug der 
Fahrerlaubnis nur im Zusammenhang mit einer Ver­
letzung der Sorgfaltspflichten als Fahrzeugführer aus­
gesprochen werden kann, ergibt sich keinesfalls aus 
dem Gesetz. Vielmehr kann das Gericht gemäß § 54 
StGB grundsätzlich immer dann den Entzug der Fahr­
erlaubnis aussprechen, wenn der Täter in seiner Eigen­
schaft als Führer eines Fahrzeugs eine Straftat be­
gangen hat und deshalb sein Ausschluß von der Füh­
rung eines Kraftfahrzeugs erforderlich ist. Der Ent­
zug ist danach nicht nur bei Verkehrsdelikten, son­
dern auch bei allen anderen Straftaten zulässig, so­
fern ein Zusammenhang zwischen der Straftat und

dem Führen des Fahrzeugs gegeben ist. Ein solcher 
Zusammenhang liegt beispielsweise dann vor, wenn 
das Fahrzeug dazu diente, die Straftat zu erleichtern 
(z. B. um schneller bzw. sicherer zum Ort der Straftat 
zu gelangen, um die begangene Straftat zu verschlei­
ern oder um das durch die Straftat Erlangte zu ver­
bergen bzw. zu transportieren), oder wenn die straf­
bare Handlung im Kraftfahrzeug begangen wurde. 
Obwohl der Protest zurückgewiesen wurde, war der 
Senat gemäß § 291 StPO im Rahmen seiner Über­
prüfungspflicht berechtigt und verpflichtet, die vom 
Kreisgericht vorgenommene Begründung für die Ab­
lehnung der Anwendung des § 54 StGB zu korri­
gieren.

Zivil- und Familienrecht

§310 StPO; §§511 fl. ZPO; §40 AnglVO.
1. Die Beschwerde des Geschädigten oder Angeklagten 
gegen die in einem Strafurteil enthaltene Festsetzung 
der Höhe des Schadenersatzes (§ 310 Abs. 2 StPO) ist 
erst nach Verweisung an den Zivilsenat als Berufung 
im Sinne des Zivilprozesses, bis dahin aber als Be­
schwerde im Sinne des Strafprozesses zu behandeln. 
Infolgedessen gelten für die Zulässigkeit dieses 
Rechtsmittels die Bestimmungen der Strafprozeßord­
nung. § 40 Abs. 2 AnglVO (Beschwerdewert von mehr 
als 300 M als Berufungsvoraussetzung), § 11 AnglVO 
(grundsätzlicher Anwaltszwang für Einlegung des 
Rechtsmittels) und § 1 der VO vom 31. März 1952 — 
Vorschußpflicht — sind daher unanwendbar.
2. Die Beschwerde gegen die Aberkennung des 
Schmerzensgeldes als Teil des gesamten Schaden­
ersatzes ist eine Beschwerde gegen die Festsetzung der 
Höhe des Schadenersatzes.
OG, Urt. vom 29. November 1968 — 2 Zz 29 68.

Der Kläger war Schiedsrichter in einem Fußballspiel. 
Zu einer der Mannschaften gehörte der spätere Be­
schwerdegegner und Berufungsverklagte L. Nachdem 
der Kläger den L. wegen Ungehorsams gegen eine 
Schiedsrichteranordnung und einer beleidigenden 
Geste vom Feld verwiesen hatte, versetzte dieser ihm 
mehrere Faustschläge, die zu einer dreiwöchigen 
Arbeitsunfähigkeit des Klägers führten. Hierfür 
wurde L. vom Kreisgericht bedingt zu fünf Monaten 
Gefängnis und außerdem zur Leistung von Schaden­
ersatz in Höhe von 86,23 M verurteilt. Den Antrag 
des Klägers auf Zahlung eines Schmerzensgeldes von 
100 M wies das Kreisgericht ab.
Die hiergegen eingelegte Beschwerde des Klägers be­
handelte das Bezirksgericht als Berufung im Sinne der 
ZPO und verwarf sie als solche mit Beschluß als un­
zulässig, weil der Wert des Beschwerdegegenstandes 
300 M nicht überstieg (§40 Abs. 2 AnglVO).
Der vom Präsidenten des Obersten Gerichts gegen 
diesen Beschluß gestellte Kassationsantrag hatte Er­
folg.
Aus den G r ü n d e n :
Nach der StPO wird das Rechtsmittel als Beschwerde 
gegen die Höhe der Festsetzung des Schadenersatzes 
eingelegt. (Dazu gehört auch eine Beschwerde gegen 
die Aberkennung des Schmerzensgeldes als Teil des ge­
samten Schadenersatzes.) Erst dann wird das Ver­
fahren an das Zivilgericht überwiesen. Infolgedessen 
müssen sämtliche Voraussetzungen des Rechtsmittels, 
also seine Zulässigkeit, nach den Vorschriften der 
StPO beurteilt werden. § 40 Abs. 2 AnglVO ist also 
nicht anwendbar, mithin die Einlegung des Rechts­
mittels nicht von der Höhe des Beschwerdewertes ab­
hängig.
Wesentlicher als diese verfahrensrechtliche Erwägung
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